
235 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

Bericht 
des Landesverteidigungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (222 der Bei- §' 14 des Heeresgebührengesetzes, BGBL 
lagen): Bundesgesetz, womit das Heeres- Nr. 152/1956, bestimmt, daß die Wehrpflichtigen 
gebührengesetz ergänzt und geändert wird Anspruch aUf Krankenbehandlung und Anstalts-

(1. Heeresgebührengesetznovelle 1957). pflege haben. Damit aber nicht der Fall eintritt, 
·daß öffentHch,e Krankenanstalten .für die Behand-

Der § 4 des Heeresgebührenge~etzes, BGBL lung Wehrpflichtiger höhere, Kosten verrechnen, 
Nr. 152/1956, be'stimmt, daß den Wehrpmchti- MS nach ,der allgemeinen Gebührenkla:ss,e anfallen 
gen für die Dauer des Präsenzdienstes ein Tag- würden, !lieht die igegenständlidl:e Regierungsvor­
geld in der Höhe von 5 S täglich gebührt. Es hat lage im Ar;t. I Z. 2 eine Ergänzung des § 14 
sich aber nun gezeigt, daß die den neunmonatigen Abs'. 1 des Heeresgebührengesetzes dahingehend 
Präsenzdie~st ableistenden Wehrpflichtigen nur vor, daß für Wehrpflichtige, ,die in eine öffent­
zum ger~ngen Tei:1 'bel'eitsvnd, ,um ein Taggeld lidl,e Krankenanstalt eingewiesen werden, der 
von 5 S noch weitere sechs Monate zu dienen. Um Bund nur die in der aHgemeinen Gebührenklasse 
aber den großen Bedarf an für das Heer ent-, anfaHenden Kosten zutragen hat. 
scheidendem, geschultem Kaderpersonal unbedingt Art. I Z. 3 der Regierungsvorlalge stellt s,chließ­
decken zu können, 'SoH nun den W ehrpflichtigen lich, um Schwierigkeiten bei dem Verfahren zur 
durch eine Erhöhung des Taggddes ein Anreiz Erlangung des Familienunterhahes und der~liet­
für eine vedängene Dienstzeit geboten werden. zinsbeihiHe zu beseiügen, eine Neufassung des 

Die ZiUr 'Beratung stehende Regierungsvorhge § 24 Abs. 1 des Heeresgebührenges'etzes dar. 
sieht deshalb im Art. I, Z. 1 in einem dem § 4 Der Landesverteidigungsaus'sdl'uß hat die Re­
des HeeI'CSJgebührenge~etzes neueingefügten Abs. 2 gierungsvorlage in seiner Sitzung am 23. Mai 
eine Erhöhung des Ta,ggeldes von 5 Sauf 15 S ab 1957 in V,erhandlung ,gezogen und nach einer 
dem zehnten Monat der Prä'senzdienstzeit vor. Debatte, an ,der sich außer dem Berichtentatter 

Art. I Z. 1 der Regierurugsvorlage 'beinhaltet Abgeordneten, Dr. 0 be rh am m e r die Ab­
femer einen dem § 4 q,es Heeresgebührengesetzes geordneten Ei beg ger, Dipl.-Ing., Ha r t­
neueingefüg,ten Ahs .. 3. Dieser Abs. 3 sol11 eine man n, GI a s 'e r, Pro b s t, De n g ,1 e r, 
Gesetzeslücke insofern schließen, als ab nuh Wehr- P re u ß 1 er und der Obmann des Aus,s,chusses 
pflichtigen, die zum Schutz der Grenzen der Re- Dr. Gor b ach sowie der Bundesminister für 
publik, zum Schutz d'er verfassungsmäßigen Ein- Landesvertcidig-ung G r a f beteiJi'gten, unverän-
6chtungensowie zur Aufrechterhaltung der Ord- del"t angenommen. 
nung und Sicherheit im Inner,en überhaupt, fer- Der 'Landesv,erteidigungsausschuß steHt somit 
ner zur HiHdeis,tung bei Elementarereignissen den An ,t rag, der Nationalrat wO'lle dem von 

. und Unglücksfällen außergewöhnHchen Umfanges der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(§ 2 Abs. 1 .Lit. a, :b und c des WehI'gesetzes, (222 der BeiJagen) die verfassungsmäßige Zus,tim­
BGBl. Nr. 181/1955) außerhalb des Garnisons- mung erteilen. 

, ortesein:gesetzt s'ind, ein erhöhtes Taggeld ge-
bührt. W~~n, am 23. Mai 1957 

Dr. Oberhammer 
Berichterstatter 

Dr. ' Gorbam 
Obmann 
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